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Die Zahl der Rechtsberater

ist groß. Unsere Marktüber-

sicht hilft Ihnen, den Rich-

tigen zu finden: 195 Kanzleien

mit Spezialisierung im Immo-

bilienrecht stellen sich mit

detaillierten Profilen vor.

Unsere Titelgeschichte zeigt,

welche Normen und gesetz-

lichen Anpassungen Sie trotz

Krise und Krieg nicht aus

den Augen verlieren dürfen.

Gemeint sind z.B. das

Lieferkettengesetz und das

Gesetz zur Modernisierung

des Personengesellschafts-

rechts (MoPeG). Dem Dauer-

thema Datenschutz haben

wir einen eigenen Beitrag ge-

widmet. Das Fazit: Ignorieren

hilft nicht. Mit wem Sie es bei

den anwaltlichen Immobilien-

teams zu tun haben und was

diese können oder auch nicht

können, das verraten wir

Ihnen in einem Artikel über

das Kanzleipersonal. Ein

Interview mit einem Urge-

stein des Immobilienrechts

vervollständigt diesen Weg-

weiser für Immobilienprofis.
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Rechtsanwalt
Dr. Walter Klein
von Loschelder

Quelle: Loschelder

Baurecht. Ein Ingenieur, der den
Schallschutznachweis für ein Haus mit zwei
Wohneinheiten erstellt, muss nicht prüfen,
ob ein höherer Mindestschallschutzwert
nötig ist, weil es sich in Wirklichkeit um ein
Doppelhaus handelt.

OLG Karlsruhe, Beschluss vom 7. Mai 2020,
Az. 15 U 126/1

Ingenieur haftet nicht für
fremde Planungsfehler
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DER FALL

Ein Bauherr beauftragt einen Ingenieur,
den Schallschutznachweis für ein Wohn-
haus zu erstellen. Für die Haustrennwand
macht er keine Vorgaben und überlässt
ihm die Bauantragspläne. Darin ist die
Trennwand zwischen den Gebäuden so
dargestellt wie die anderen Wände des
Objekts. Der Ingenieur geht daher von
einem Gebäude mit zwei Wohneinheiten
aus und kreuzt im Schallschutznachweis
die entsprechende Rubrik an. Er bestätigt
einen ausreichenden Schallschutz mit

53 dB für die Trennwand undmit 55 dB in
den übrigen Geschossen. Der Bauherr
stellt dann fest, dass die Ausführung nicht
den Schallschutzanforderungen eines
Doppelhauses genügt, undmacht geltend,
der Schallschutznachweis sei mangelhaft.
Man hätte bei einem Doppelhaus eine
zweischalige Ausführung vorsehen müs-
sen, es sei aber nur einschalig gebaut wor-
den. Für die Ertüchtigung der Wand ver-
langt er vom Ingenieur 106.000 Euro.
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DIE FOLGEN

Ohne Erfolg! Der Bauherr hat keinen
Anspruch gegen den Ingenieur. Er schul-
det nach dem Inhalt des Vertrags keine
Planung, sondern nur den Schallschutz-
nachweis. Dieser ist mangelhaft, wenn die
Leistung nicht die vertraglichen Vereinba-
rungen erfüllt oder sich nicht zumvertrag-
lich vorausgesetzten Gebrauch oder zur
üblichen Verwendung eignet. An den
Nachweis werden nach dem Vertragsin-
halt keine besonderen Anforderungen
gestellt, die zu erfüllen wären, sodass er
nicht etwa deshalb mangelhaft ist, weil er
bestimmte Parameter nicht erfüllt. Der

Ingenieur muss nur den zur Einreichung
der Baugenehmigung erforderlichen
Nachweis erbringen. Dabei genügt es, die
Mindestschallwerte der DIN 4109
zugrunde zu legen. Der vereinbarte
Zweck, die Erteilung der Baugenehmi-
gung, wird damit auch erreicht. Der Inge-
nieur muss auch nicht erkennen, dass der
geplante Schallschutz für ein Doppelhaus
unzureichend ist. Aus den ihm überlasse-
nen Unterlagen ergibt sich nicht, dass der
Bauherr ein Doppelhaus errichten will.
Vielmehr legen die Pläne ein Wohnhaus
mit zwei Wohneinheiten nahe.
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WAS IST ZU TUN?

Wird ein Mangel verneint, stellt sich die
Frage einer Hinweispflicht im Zusam-
menhang mit der Mangelhaftung nicht.
Diese dient nur dazu, den Unternehmer
von der Haftung zu befreien. Da keine
Haftung angenommen wird, ist eine
Befreiung davon auch nicht notwendig. In
Ausnahmefällen kommt eine Verletzung

derHinweispflicht als Nebenpflicht infrage.
Ist dem Ingenieur aus anderem Zusam-
menhang bekannt, dass ein Doppelhaus
errichtet werden soll, muss er darauf hin-
weisen, dass der Schallschutz hierfür
nicht ausreicht. Andernfalls haftet er auf
Schadenersatz. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Karsten Prote

von GTW
Quelle: GTW

Grundstücksrecht. Der Kaufpreis für ein
Grundstück kann auch bei geringfügigen
und behebbaren Mängeln vollständig
einbehalten werden.

BGH, Urteil vom 19. November 2021,
Az. V ZR 104/20

Kaufpreis kann auch bei geringen
Mängeln einbehalten werden
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DER FALL

DerVerkäufer einesGrundstücks, auf dem
sich ein Skihang und ein Hotelgebäude
befinden, verklagt den Käufer des Areals.
Der notarielle Kaufvertrag wurde im Jahr
2011 geschlossen. Der Verkäufer stand
noch nicht als Eigentümer imGrundbuch,
er trat seine Vormerkung an den Käufer
ab. Diese Abtretung wurde 2012 eingetra-
gen. Erst im September 2014 kam es zum
Eintrag des Käufers als Eigentümer. Schon
im Juni 2014 wurde allerdings im Grund-

buch des Grundstücks ein belastendes
Geh- und Fahrtrecht sowie ein Mitbenut-
zungsrecht an vier Parkplätzen zugunsten
des Eigentümers eines Nachbargrund-
stück eingetragen. Der Käufer sieht hierin
einen Rechtsmangel. Er weigert sich, den
noch offenen Kaufpreis zu bezahlen, und
beruft sich dabei auf ein Zurückbehal-
tungsrecht (§ 320 BGB). Der Verkäufer
verklagt ihn: Er soll den vollständigen
Kaufpreis zahlen.
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DIE FOLGEN

Für die Frage, ob ein Rechtsmangel vor-
liegt, ist der Zeitpunkt des Eigentums-
erwerbs entscheidend, also die Eintra-
gung im Grundbuch. Die im Juni 2014,
also vor EintragungdesKäufers imGrund-
buch, eingetragenen Belastungen begrün-
den daher einen Rechtsmangel. Dieser
führt dazu, dass derKäufer die Einrededes
nicht erfüllten Vertrags erheben kann. Der
Verkäufer ist verpflichtet, dem Käufer ein
lastenfreies Eigentum zu verschaffen. Die-
ser Verpflichtung kommt er aufgrund der
nachträglichen Belastungen nicht nach.
Der Käufer kann daher den gesamten

Restkaufpreis zurückbehalten. Dies gilt
auch, wenn der Mangel behebbar und
geringfügig ist. Nur in Ausnahmefällen
kann es dem Käufer verwehrt sein, den
vollständigen Kaufpreis einzubehalten
(§ 242 BGB). DieMöglichkeit des vollstän-
digen Einbehalts ist jedoch die Regel,
sodass der Verkäufer einen Ausnahmefall
beweisen muss. Begründet der Mangel
einen Minderwert des Grundstücks von
über 5%des Kaufpreises, erkennt der BGH
eine solche Ausnahme grundsätzlich
nicht an.
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WAS IST ZU TUN?

Die Parteien müssen beachten, dass auch
im Zeitraum zwischen Übergabe und
Eintragung des Käufers ins Grundbuch
belastende Eintragungen dazu führen
können, dass das Grundstück mangelhaft
wird. Der Verkäufer muss dafür Sorge tra-
gen, dass bis zur Eintragung des Käufers
ins Grundbuch keine Belastungen einge-
tragen werden. Er gefährdet ansonsten

massiv seinen Anspruch auf die Kauf-
preiszahlung. Auch geringfügige Mängel
können dazu führen, dass der Käufer
den Kaufpreis vollständig einbehalten
kann. Der Verkäufer kann sich nicht
darauf verlassen, zumindest den Großteil
des Kaufpreises geltend machen zu
können. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwältin
Veronika Thormann

von Bethge
Quelle: Bethge

Maklerrecht. Wird in angemessenem
Zeitraum nach der Maklertätigkeit ein
Kaufvertrag geschlossen, wird grundsätzlich
vermutet, dass die Maklertätigkeit Ursache
für das Zustandekommen des Hauptvertrags
war.

OLG Frankfurt, Urteil vom 6. Juli 2022,
Az. 13 U 84/21

Vorkenntnis muss vom
Maklerkunden bewiesen werdenn
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DER FALL

EinMaklerwarmit der Vermittlung zweier
Grundstücke beauftragt worden. Diese
bewarb er unter anderem auf der Seite
Immobilienscout 24, wobei er deutlich auf
eine Provisionspflicht für Käufer in Höhe
von 5,9%des Kaufpreises hinwies. Darauf-
hin bat ein Interessent den Makler um
Übersendung der Exposés und Objektda-
ten für die beiden Grundstücke, welche er
auch erhielt. Er erwarb beideGrundstücke

von den jeweiligen Eigentümern, verwei-
gerte jedoch die Zahlung desMaklerlohns
unter Verweis auf seine Vorkenntnis. Er
habebereits vor derKontaktaufnahmemit
dem Makler Kenntnis von der Ankaufs-
möglichkeit beider Grundstücke gehabt.
Der Makler habe daher keine für die spä-
teren Kaufverträge ursächlichen Makler-
leistungen erbracht. Der Makler klagte
seine Provision ein.
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DIE FOLGEN

Mit Erfolg! Das Oberlandesgericht ent-
schied im Berufungsverfahren, dass die
von dem Makler erbrachten Leistungen –
die Übersendung der Exposés undObjekt-
daten – für die späteren Kaufverträge
zumindest mitursächlich waren. Die
(Mit-)Ursächlichkeit erbrachter Makler-
leistungen für das zeitnahe Zustandekom-
men der Hauptverträge wird grundsätz-
lich vermutet. Den Interessenten trifft

daher die Beweislast für die fehlende Kau-
salität der Maklertätigkeit, was das Land-
gericht in der Vorinstanz noch verkannt
hatte. Der beklagte Käufer hatte weder die
behauptete Vorkenntnis noch damit ein-
hergehend die fehlende Ursächlichkeit im
Prozess hinreichend darlegen können.
Deshalb wurde er zur Zahlung des verein-
barten Maklerlohns verurteilt.
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WAS IST ZU TUN?

Bereits durch das Anfordern weiterer
Objektdaten als Reaktion auf eine Inter-
netanzeige, in der auf eine Provisions-
pflicht hingewiesen wird, kommt nach
herrschender Rechtsprechung ein Mak-
lervertrag zustande. ImFall eines späteren
Grundstückserwerbs wird die Ursächlich-
keit der Maklertätigkeit grundsätzlich ver-
mutet, wenn der Kaufvertrag in einem
angemessenen Zeitraum nach der Mak-
lertätigkeit abgeschlossen wird. Der
Makler muss die Ursächlichkeit seiner
Leistung in solchen Fällen gar nicht
beweisen. Die Provision ist ihm bereits

aufgrund der Kausalitätsvermutung zuzu-
sprechen. Verfügt der Erwerber über
Vorkenntnisse über die vomMakler ange-
botene Vertragsgelegenheit, muss er
dies konkret darlegen und beweisen. Es
obliegt also dem Käufer, die vermutete
Ursächlichkeit der Maklertätigkeit zu
widerlegen, wenn er sich nicht dem
Maklerlohnanspruch ausgesetzt sehen
will. Hierzu sollte er sorgfältig dokumen-
tieren, wann und wie er auf andere Weise
von der Kaufgelegenheit Kenntnis erlangt
hat. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Ulrich Leo
von Avocado
Rechtsanwälte

Quelle: Immobilien Zeitung

Mietrecht. Ein Gewerberaummieter
hat keinen Anspruch auf Reduzierung einer
Nutzungsentschädigung wegen der
Corona-Pandemie, die er dem Vermieter
wegen eines beendeten Mietvertrags
schuldet.

OLG Köln, Beschluss vom 4. April 2022
Az. 22 U 191/21

Keine Pandemie-Ansprüche
bei beendetem Mietvertrag

.. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

DER FALL

Zwei Parteienwaren über einenGewerbe-
raummietvertrag für einHotel verbunden,
der aufgrund fristloser Kündigung des
Vermieters bereits seit 2018 beendet war.
Der Mieter räumte jedoch bis Mitte 2020
nicht. Für dieMonateMärz undApril 2020

macht er nunmehr einen Anspruch auf
Anpassung der Nutzungsentschädigung
geltend, da sein Betrieb durch die staatli-
chen Corona-Schutzmaßnahmen stark
beeinträchtigt gewesen sei.
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DIE FOLGEN

Damit hat der Mieter keinen Erfolg. Das
OLG sieht keine Veranlassung, die Grund-
sätze desWegfalls der Geschäftsgrundlage
(§ 313 BGB) zugunsten des Mieter anzu-
wenden. Da der Vertrag beendet ist, ist
er zur Herausgabe verpflichtet. Der
Anspruch des Vermieters auf Nutzungs-
entschädigung dient u.a. dazu, Druck auf
den Mieter auszuüben, damit dieser sei-
ner Räumungs- und Herausgabepflicht
nachkommt. Eine Anpassung der Nut-
zungsentschädigung wäre daher auch im

Zusammenhang mit Corona systemwid-
rig. Die Entscheidung reiht sich sowohl in
Hinblick auf die Nutzungsentschädigung
im Allgemeinen als auch der Corona-
Problematik imBesonderen in die höchst-
und obergerichtliche Rechtsprechung
ein. Denn auch nach Mietende auftre-
tende Mängel führen nicht dazu, dass die
Nutzungsentschädigung gemindert wird.
Dennmit Vertragsende ist die Erhaltungs-
pflicht des Vermieters entfallen (BGH,
Az. XII ZR 66/13).
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WAS IST ZU TUN?

In Bezug auf Fragestellungen zu Lock-
downs müssen Gewerberaummieter er-
nüchtert feststellen, dass ihnen im Regel-
fall keine Anpassung des Mietvertrags
nach Maßgabe des § 313 BGB zugestan-
den wird. Die Berufung auf einen Wegfall
der Geschäftsgrundlage wird u.a. zur
Sackgasse, wenn der Mieter in Kenntnis
der Pandemie den Mietvertrag abge-
schlossen oder verlängert hat. Entspre-
chendes gilt, wenn der Mieter seinen Mit-
arbeitern das Arbeitslosengeld freiwillig
auf die volle Höhe des Gehalts angehoben
hat und nach dem Lockdown Umsatzstei-
gerungen zum pandemiefreien Vorjahr zu
verzeichnenwaren (OLGMünchen, Az. 23

U 6948/20). Der Anspruch auf Nutzungs-
entschädigung ist ein scharfes Schwert.
Dies gilt erst recht, wenn man bedenkt,
dass er zum einen per Urkundenprozess
und zum anderen auch für die Zukunft bis
zu einem zu erwartenden Räumungsda-
tum geltend gemacht werden kann. Mie-
tern kann man nur raten, nach Beendi-
gung des Mietverhältnisses die ehemalige
Mietsache zum rechten Zeitpunkt zurück-
zugeben. Denn über die Nutzungsent-
schädigung hinaus drohen Schadener-
satzansprüche, wenn z.B. eine langfristige
Nachvermietung an der verspäteten Räu-
mung scheitert. (redigiert von Anja Hall)

ANZEIGE


